
 
 
 
 
 
Niederschrift 
 
über die Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses der Stadt Oppenheim 
(öffentlicher Teil) 
 
vom 22.01.2025 
 
in Oppenheim, Rathaus, Merianstraße 2 
 
 
Beginn: 20:00 Uhr Ende: 22:41 Uhr 
  

 
Stimmberechtigt: 
 
Anwesend: 
 
Silke Rautenberg Stadtbürgermeisterin und Vorsitzende J A 
Christian Meeß-Bodderas Ausschussmitglied 

in Vertretung von Suárez, Marlon 
J A 

Patricia Mathäs Ausschussmitglied J A 
Dr. Michael Pohl Ausschussmitglied J A 
Dr. Volkhart Rudert Ausschussmitglied 

in Vertretung von Steichele-Guntrum, 
Stephanie 

J A 

Torsten Kram Ausschussmitglied J A 
Petra Kuon Ausschussmitglied J A 
Jürgen Franz Ausschussmitglied J A 
Jürgen Schiffel Ausschussmitglied J A 
Dr. Birgit Böthin-Geis Ausschussmitglied J A 
Peter Schoen Ausschussmitglied J A 

 
 
Vertreten: 
 
Marlon Suárez Ausschussmitglied 

wurde vertreten durch Meeß-Bodderas, 
Christian 

J V 

Stephanie Steichele-Guntrum Ausschussmitglied 
wurde vertreten durch Dr. Rudert, Volkhart 

J V 

 
Nicht stimmberechtigt: 
 
Anwesend: 
 
Stephan Arnold 1. Beigeordneter N A 
Raimund Darmstadt 2. Beigeordneter N A 
Philipp Schlaak 3. Beigeordneter N A 
Herr Lösch  MAP Consult GmbH (bis 22:22 Uhr) N A 
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Für die Verwaltung: 
 
Götz Braun Fachbereichsleiter Finanzen V A 
Sandra Betz Schriftführung V A 

 
 
 
Die Mitglieder des Haupt- und Finanzausschusses der Stadt Oppenheim sind mit der Einla-
dung vom 15.01.2025 auf Mittwoch, 22.01.2025, 20:00 Uhr, unter Mitteilung der Tagesordnung 
einberufen worden. Tag, Zeit und Ort sowie Tagesordnung waren öffentlich bekannt gegeben. 
 
Die Vorsitzende stellt bei Eröffnung der Sitzung fest, dass form- und fristgerecht eingeladen 
wurde. Frau Rautenberg begrüßt als Gäste die Vertreter der Dt. Telekom und der Fa. Grimm 
für das Thema Glasfaser. 
 
Der Ausschuss ist nach Anzahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. 
 
 
 
Vor Eintritt der Tagesordnung stellt Frau Rautenberg den Antrag, die TOPs 1, 1.1 und 1.2 im 
nichtöffentlichen Teil abzusetzen, da die Unterlagen nicht fristgerecht vorgelegt wurden. 
Es kommt zur Abstimmung. Abstimmungsergebnis: 11 Ja-Stimmen 
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Tagesordnung: 
 
Öffentlicher Teil 
 
1. Glasfaserausbau 

 
2. Carsharing in Oppenheim - finanzielle Beteiligung der Stadt 

(Vorlagen-Nummer: 049/2025/0012) 
 

3. Anbau Kita Gänsaugraben, Wärmeversorgung 
(Vorlagen-Nummer: 049/2024/0114-1) 
 

4. Bike and Ride Offensive 
Hier: Festlegung von Standorten für Fahrradabstellanlagen und Stellung  
des Förderantrages 
(Vorlagen-Nummer: 049/2025/0004) 
 

5. Rückforderung ADD 
(Vorlagen-Nummer: 049/2025/0007) 
 

6. Stadt Oppenheim - Förderprogramm "Aktive Stadt - Lebendige Zentren" 
Hier: Förderantrag für die Jahre 2025 - 2028, Aktualisierung der Maßnahmenliste 
(Vorlagen-Nummer: 049/2025/0006) 
 

7. Beratung und Beschlussfassung über die Haushaltssatzung und Haushaltsplan 2025 
 

8. Fuhrpark Bauhof Oppenheim 
Beratung und Beschlussfassung über die Verlängerung des Leasingvertrages für  
den Pick-Up 
(Vorlagen-Nummer: 049/2025/0002) 
 

9. Kelleranlage Mainzer Straße 
 

10. Mitteilungen 
 

11. Anfragen 
 
 

 Bekanntgabe der Beschlüsse aus dem nichtöffentlichen Teil der Sitzung 
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Tagesordnung 
 

Öffentlicher Teil 
 

1. Glasfaserausbau 
  

 
Beratung: 
 
Frau Rautenberg begrüßt die Vertreter von Glasfaser Plus GmbH und Herrn Grimm von der 
Tiefbaufirma Grimm. Die Glasfaser Plus GmbH stellt das geplante Vorgehen zum Glasfaser-
Ausbau in Oppenheim vor, insbesondere werden die technischen Standards erörtert, u. a. die 
Mindertiefe und das sog. Trenching-Verfahren. Nach der Präsentation kommt es zu Wortmel-
dungen. Nach kurzer Beratung kommt es wegen der Bedenken seitens der Bauverwaltung zur 
Abstimmung unter Vorbehalt. Die Vorsitzende wird die noch offenen Fragen (u. a. Gewähr-
leistung) mit der Bauabteilung und den Vertragspartnern bis zur nächsten Stadtratsitzung 
klären.  
 
Beschluss: 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig angenommen, 11 Ja-Stimmen 
 
 
 
 
2. Carsharing in Oppenheim - finanzielle Beteiligung der Stadt 

(Vorlagen-Nummer: 049/2025/0012) 
 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Seit Jahren besteht der Vorschlag seitens der Bürgerinitiative Carsharing Oppenheim sowohl 
in der Neustadt, als auch der Altstadt ein Carsharing-PKW den Bürgern der Stadt Oppenheim 
anzubieten, um das sinnvolle Mobilitätsmodell im Sinne des Klimaschutzes und der Mobilitäts-
wende auch hier zu etablieren. 
E-Carsharing ist hinsichtlich der CO2-Reduktion die zu präferierende, allerdings auch die kom-
pliziertere und somit zeitaufwendigere Variante, da mit dem Fahrzeug einhergehend auch eine 
Ladesäule und die dafür notwendige technische Infrastruktur installiert werden muss. 
Da aber auch das Carsharing-Modell mit einem Verbrennerfahrzeug, wenn auch in geringerem 
Maße, zum Klimaschutz beiträgt, indem unnötige Autoproduktion für Zweit- oder Drittwägen 
vermieden wird, unterstützend die Attraktivität des ÖPNV gefördert wird und sich nebenbei die 
Parkplatzsituation entschärft, ist es sinnvoll übergangsweise das Carsharing mit einem Ver-
brennerfahrzeug einzuführen. Laut Anbieter ist der Wechsel auf ein Elektrofahrzeug zu gege-
benem Zeitpunkt leicht durchzuführen. Die Elektrifizierung ist im Sinne der Nachhaltigkeit 
schnellstmöglich anzustreben. 
Die Finanzierung und Verwaltung der Fahrzeuge läuft langfristig über den Anbieter. Es bedarf 
in den Anlaufmonaten allerdings einer Anschubfinanzierung von rd. 600€/Monat je Fahrzeug, 
welche von der Stadt Oppenheim als Vertragspartner zu tragen ist, bis sich mindestens drei 
Monate in Folge das Geschäftsmodell selbst trägt. Dieses Geld wird der Stadt Oppenheim 
dabei entgegenkommend vollumfänglich als Fahrtguthaben zur Nutzung der Fahrzeuge ver-
rechnet. Umfragen innerhalb der Bürgerinitiative Carsharing haben ergeben, dass innerhalb 
der Initiative Absichtserklärungen von Interessenten bestehen das Fahrzeug regelmäßig zu 
nutzen, sodass schon allein durch diese ca. 1000€/Monat zusammenkommen. Durch die 
Nutzung   zusätzlicher  Bürger  ist  zu erwarten,   dass  die  Anschubfinanzierung  nach  üblicher 
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Anlaufzeit entfallen kann. Vertraglich soll festgehalten werden, dass eine Frist von zwei Jahren 
anzusetzen ist, um dem Modell ausreichend aber nicht ausschweifend Zeit zu geben. 
Die Ausschreibung für das Vorhaben soll über ein Interessenbekundungsverfahren erfolgen. 
Hierbei sollen Bewerber, welche das eigentlich präferierte Modell mit Elektroautos anbieten, 
nicht ausgeschlossen werden, solange die Zeitschiene konkurrenzfähig ist. 
Der Stadtrat hat in der Ratssitzung am 14.11.24 dieses Vorgehen befürwortet.  
Entsprechend sollen in Oppenheim zwei Carsharing-Verbrenner gestellt werden.  
 
Eckdaten:  2 Stellplätze: 1x Am Herrnweiher, 1x Bahnhofstraße 

2 Verbrennerfahrzeuge in 2 Größen (Kleinfahrzeug und Kombi) 
  Anschubfinanzierung über rd. 600€/Monat je PKW für min. 3, max. 24 Monate 
  Sondernutzung für 5 Jahre  
 
Sachdarstellung der Finanzabteilung: 
 
Bei einem positiven Beschluss sind die Mittel entsprechend im Haushalt 2025 einzustellen. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Stadtrat beschließt, für zwei Carsharing-PKW die Anschubfinanzierung über 
rd. 1.200€/Monat zu tragen, bis die Geschäftsfähigkeit des Modells mindestens drei Monate in 
Folge gesichert ist, begrenzt auf zwei Jahre.  
Weiterhin wird beschlossen, dass die Verwaltung mit der Durchführung eines Interessen-
bekundungsverfahrens und der abschließenden Auftragsvergabe der Dienstleistungen 
ermächtigt wird. Die Auftragsvergabe stellt den Abschluss des Vergabeverfahrens da. 
 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 049/54600-525510 
 
Beratung: 
 
Frau Rautenberg erläutert die Beschlussvorlage gemäß Beschlussvorschlag und Sachdarstel-
lung der Verwaltung. Sie weist darauf hin, dass Gelder aus Stellplatzablösen für Carsharing 
einsetzbar sind. Nach kurzer Beratung kommt es zur Abstimmung. 
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag. 
 
Abstimmungsergebnis: 6 Ja-Stimmen, 2 Nein-Stimmen, 3 Enthaltungen 
 
 
 
 
3. Anbau Kita Gänsaugraben, Wärmeversorgung 

(Vorlagen-Nummer: 049/2024/0114-1) 
 

 
Tagesordnungspunkt wurde abgesetzt. 
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4. Bike and Ride Offensive 

Hier: Festlegung von Standorten für Fahrradabstellanlagen und Stellung des 
Förderantrages 
(Vorlagen-Nummer: 049/2025/0004) 
 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Im Rahmen der Bike + Ride-Offensive soll der Ausbau von Fahrradabstellanlagen an Bahn-
höfen für Kommunen erleichtert werden. Die Deutsche Bahn unterstützt die Kommunen dabei, 
geeignete Standorte im Umfeld der Bahnhöfe schnell und unkompliziert zu identifizieren, die 
Anlagen zu planen und deren Montage umzusetzen. Seit dem vergangenen Jahr steht die 
Stadt Oppenheim hierzu in regelmäßigem Austausch mit der Deutschen Bahn. Gemeinsam 
wurden mehrere potenzielle Standorte geprüft, deren Auswertung nun vorliegt (siehe Anlage). 
Auf Basis dieser Auswertung spricht die Deutsche Bahn Empfehlungen aus, die die Auswahl 
der Standorte einschränken. 
 
Von den seitens der DB positiv bewerteten Flächen schlägt die Verwaltung vor, die Flächen 
B1, H1 und H2 als Fahrradabstellanlagen zu realisieren. 
 
Das Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz fördert im Rahmen der Kommunal-
richtlinie der Nationalen Klimaschutzinitiative (NKI) anteilig die zuwendungsfähigen Ausgaben. 
Ein Förderantrag kann frühestens ab dem 01.02.2025 eingereicht werden. 
 
Die Förderquote beträgt für Oppenheim 70 % der förderfähigen Gesamtausgaben. Die förder-
fähigen Kosten belaufen sich damit auf ca. 55.000 €. 
 
Wichtige Hinweise: 
 

• In den unten aufgeführten Kosten (ca. 78.300 € netto) sind Baunebenkosten ca. 40.000 
€, wie beispielsweise für Fundamente, Flächenherrichtung oder Stromanschlüsse, 
nicht enthalten. Diese sind komplett von der Kommune zu tragen. Siehe untenstehende 
Tabellen 

 

• Mit der Errichtung der Abstellanlagen ist der Wegfall von insgesamt fünf Autopark-
plätzen (auf Flächen H1 und H2) zu berücksichtigen. Der Verkehrsausschuss wird sich 
mit der Frage befassen, wie Nachteile für Anlieger vermeiden werden können. Ggf. ist 
die Erweiterung des Bewohnerparkens auf Teile der Bahnhofstraße ein Lösungs-
ansatz. 

 

• Es finden jährlich Seitens der DB folgende Preisanpassungen statt: 
 

❖ Für die Reihenbügel- und Doppelstockanlagen im Dezember 
❖ Für die Sammelschließanlagen und Überdachungen im Oktober 
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Standort Art der Anlage 
Anzahl der 
Stellplätze 

Gesamtkosten (ohne 
Baunebenkosten) 

Fläche 
B1 

Reihenbügel ohne Überdachung 8 1.200,00 € 

Fläche 
H1 

Sammelschießanlage mit überdachten 
Doppelstock-Anlage 

24 64.300,00 € 

Fläche 
H2 

Doppelstock-Anlage 12 12.800,00 € 

Summe (netto)= 78.300,00 
€ 

 
 
 
 
 

Standort 

Geschätzte Kosten 

förderfähige Kosten  
(70 % der Gesamtkosten) 

unförderfähige Kosten 
(Eigenanteil der Stadt) 

Anlagenkosten 
(30% der 

Gesamtkosten) 

Bauneben-
kosten 

Fläche B1 840,00 € 360,00 € 

 
5.000,00 € 

Fläche H1 45.052,00 € 19.308,00 € 

 
25.000,00 € 

Fläche H2 8.876,00 € 3.804,00 € 

 
10.000,00 € 

Summe (netto)= 54.768,00 € 

23.472,00 € 
 

40.000 € 

Summe (netto)= 63.472,00 € 
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Beschlussvorschlag: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt und der Stadtrat beschließt  
 

a) auf den Standorten B1, H1 und H2 die Errichtung der dafür vorgeschlagenen Fahr-
radabstellanlagen im Rahmen der Bike and Ride Offensive. 

 
b) einen Förderantrag über die Kommunalrichtlinie der Nationalen Klimaschutzinitiative 

(NKI) zu stellen und  
 
die voraussichtlichen Mittel für den Eigenanteil und die Baunebenkosten von ca. 65.000 Euro 
als Investitionsmittel im Haushalt 2025 bereitzustellen. 
 
Bei finanziellen Auswirkungen: 

 
Buchungsstelle: 54600-096100-117-92 

Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von 70.000  € zur Verfügung. 
 
Beratung: 
 
Frau Rautenberg erläutert die Beschlussvorlage. Sie weist daraufhin, dass die Flächen F 
und G ebenfalls infrage kommen und anders als gedacht, der dort befindliche Baum nicht 
gefährdet ist. Städtebaulich wäre den Flächen F und G gegenüber H1 und H2 sogar der 
Vorzug zu geben. Nach kurzer Beratung werden folgende Standorte einzeln abgestimmt: 
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Standort B1: 10 Ja-Stimmen, 1 Nein-Stimme, 0 Enthaltungen 
Standort H1: 4 Ja-Stimmen, 3 Nein-Stimmen, 4 Enthaltungen 
Standort H2: 8 Ja-Stimmen, 3 Nein-Stimmen, 0 Enthaltungen 
Standort F + G statt H1 und H2: 5 Ja-Stimmen, 2 Nein-Stimmen, 4 Enthaltungen 
 
 
 
 
5. Rückforderung ADD 

(Vorlagen-Nummer: 049/2025/0007) 
 

 
Beratung: 
 
Herr Lösch informiert, dass das Land über die ADD die Sanierungsperiode bis 2014 schluss-
abrechnet. Demnach besteht eine Rückforderung der ADD in Höhe von 512.000 €. Dem hat 
die Stadt inzwischen widersprochen, da noch Kosten nachgewiesen werden konnten, die bis-
her nicht zur Abrechnung eingereicht waren. Demnach wird sich Rückforderung entsprechend 
reduzieren. Welche Beträge seitens der ADD anerkannt werden, ist derzeit noch offen. Um die 
Höhe der Rückforderung begleichen zu können, müssen entsprechend ausreichend Mittel im 
Haushalt berücksichtigt werden (ca. 250.000 Euro).  
 
Der Ausschuss nimmt den Bericht zur Kenntnis. Da der finale Betrag noch nicht feststeht, 
erfolgt keine Abstimmung.  
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6. Stadt Oppenheim - Förderprogramm "Aktive Stadt - Lebendige Zentren" 

Hier: Förderantrag für die Jahre 2025 - 2028, Aktualisierung der Maßnahmenliste 
(Vorlagen-Nummer: 049/2025/0006) 
 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Die Stadt Oppenheim hat in der aktuellen Förderperiode des Förderprogramms des Landes 
Rheinland-Pfalz “Aktive Stadt – Lebendige Zentren“ verschiedene Maßnahmen zur Förderung 
beantragt. Darunter auch die Sanierung der Fischergasse und die Umgestaltung des Welsch-
dorfgartens. Die Realisierung dieser beiden Vorhaben im Rahmen der aktuellen Förderperiode 
ist nach Einschätzung der Verwaltung aktuell unrealistisch. Die beim Land angemeldete Maß-
nahmenliste ist daher zu aktualisieren. 
 
Nicht davon betroffen ist der Ausbau der Mainzer Straße (1. und 2. Bauabschnitt), der bereits 
Gegenstand des Antrages 2024 war. Auch wenn dieser sich noch in der Prüfung befindet und 
noch keine endgültige Bewilligung vorliegt, müssen für diese Maßnahmen keine Unterlagen 
eingereicht werden. 
 

Folgende Maßnahmen sollen aus der Liste gestrichen werden: 
 
- Ausbau Fischergasse 
Förderfähige Kosten: 198.000,00 € 
 
- Umgestaltung Welschdorfgarten 
Förderfähige Kosten: 50.000,00 € 
 
Dafür sprechen folgende Gründe: Die geförderte Programmlaufzeit für die Stadt Oppenheim 

endet zum 31.12.2025. Das heißt, der Antrag 2025 ist die letztmalige Gelegenheit, neue (noch 

nicht bewilligte oder beantragte) Maßnahmen anzumelden. 

 
Die tatsächliche Gesamtlaufzeit endet zum 31.12.2028. In dem dazwischenliegenden Zeit-
raum können bereits bewilligte Maßnahmen mit den in 2025 bewilligten Mitteln noch durch-
geführt werden. Leider wurde die Frist zur Einreichung der Antragsunterlagen 2025 seitens 
des Landes vor kurzem und überraschend auf den 28.02.2025 vorverlegt, d. h. ca. drei Monate 
früher als sonst üblich. Damit eine Maßnahme im Rahmen des Antrages 2025 bewilligt werden 
kann, müssen prüffähige/ausführungsreife Pläne mit Kostenberechnung vorgelegt werden. Bei 
diesen Kosten ist zu beachten, dass es sich hierbei um die förderfähigen Kosten handelt, die 
von den tatsächlichen Kosten abweichen können. 
 
Hinweis zum Amtsgerichtsplatz 
 
Die mit dem Amtsgerichtsplatz angestrebte städtebauliche Aufwertung ist eines der wichtigs-
ten Stadteingänge. Die vorgesehene Schaffung einer touristischen Infrastruktur dient in hohem 
Maße der Erreichung der Sanierungsziele und sollte daher unbedingt noch im Rahmen dieses 
Programms mit einer hohen Förderung umgesetzt werden. 
 
Für den Amtsgerichtsplatz liegt eine bereits weitgehend ausgearbeitete Planung vor, die 
lediglich noch in Teilbereichen überarbeitet werden müsste, falls der Stadtrat eine Verände-
rung der Größe der Toilettenanlage und/oder des Standortes beschließt. Eine fristgerechte 
Einreichung der Unterlagen bis 28.02. für diese Maßnahme ist also noch möglich. 
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- Amtsgerichtsplatz inkl. Toilettenanlage 
 
Beantragte förderfähige Kosten: 636.350,00 € 
 
Diese Kosten können sich wegen der Toilettenanlage – abhängig von deren Größe und Stand-
ort - noch ändern. Bei der bisherigen Kostenberechnung wurde eine Dreiraum-Toilettenanlage 
auf dem Amtsgerichtsplatz zugrunde gelegt. Eine Verkleinerung derselben und/oder eine Ver-
lagerung des Standortes auf den Parkplatz Kellerlabyrinth hätte Einfluss auf diese Kosten. 
 
Hinweis private Sanierungsmaßnahmen 
 
Für private Maßnahmen sind für den Zeitraum 2025 bis 2028 (vier Jahre) insgesamt 
100.000,00 € vorgesehen, d. h. durchschnittlich 25.000,00 € pro Jahr. Diese Summe sollte mit 
Blick auf die bisher benötigen Mittel für Private nicht verringert werden, da sie sich am unteren 
Ende des tatsächlichen Bedarfs bewegt. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
1. Die Maßnahme „Sanierung der Fischergasse“ im Rahmen des Förderprogrammes 

„Aktive Stadt – Lebendige Zentren“ wird zurückgezogen, da eine fristgerechte Einrei-
chung der Antragsunterlagen in 2025 nicht gewährleistet ist. 

 
2. Die Maßnahme „Umgestaltung des Welschdorfgartens“ im Rahmen des Förderprogram-

mes „Aktive Stadt – Lebendige Zentren“ wird zurückgezogen, da eine fristgerechte Vor-
lage der Antragsunterlagen in 2025 nicht gewährleistet ist. 

 
3. Die Verwaltung wird beauftragt, die Antragsunterlagen und die Kosten- und Finanzie-

rungsübersicht zur Stadtsanierung entsprechend zu überarbeiten und dem Land diese 
Änderungen mitzuteilen. 

 
Beratung: 
 
Herr Lösch erläutert die Beschlussvorlage gemäß der Sachdarstellung der Verwaltung. Nach 
kurzer Beratung werden alle drei Beschlussvorschläge einzeln abgestimmt: 
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
1.) 6 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen, 5 Enthaltungen 

2.) 6 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen, 5 Enthaltungen 

3.) 6 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen, 5 Enthaltungen 
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7. Beratung und Beschlussfassung über die Haushaltssatzung und Haushaltsplan 
2025 
  

 
Beratung: 
 
Frau Rautenberg bittet zunächst Herrn Braun von der Verbandsgemeindeverwaltung die 
Haushaltssatzung und den Haushaltsplan dem Ausschuss vorzustellen. Im Hinblick auf die 
Zeit, wird der TOP auf die nächste Sitzung am 11.02.2025 verschoben. Alle Fraktionen werden 
gebeten, ihre Anmerkungen/Fragen vorab an Frau Rautenberg weiterzuleiten und diese wird 
sie an Herrn Braun weiterleiten. 
 
Beschluss: 
 
Abstimmungsergebnis: Verweisung 
 
 
 
 
8. Fuhrpark Bauhof Oppenheim 

Beratung und Beschlussfassung über die Verlängerung des Leasingvertrages für 
den Pick-Up 
(Vorlagen-Nummer: 049/2025/0002) 
 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Der bestehende Leasingvertrag des Pick-Ups läuft im Februar 2025 aus. Es besteht die Mög-
lichkeit, den Leasingvertrag um zehn Monate zu verlängern. Eine Verlängerung über 2025 ist 
dann nicht mehr möglich. 
 
Das Fahrzeug wird bis zur Umsetzung der Ausschreibung für die Ersatzfahrzeuge für den 
Fuhrpark weiterhin benötigt. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Stadtrat beschließt die Verlängerung des bestehenden Leasingvertrages um zehn Monate 
zu monatlichen Raten in Höhe von 356,76 € (insgesamt 3.567,60 € für zehn Monate). 
 
Die Mittel sind in dem Mittelansatz für 2025 bereits berücksichtigt. 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 049/11430-562200 
 
Die Mittel stehen vorbehaltlich der Haushaltsgenehmigung haushaltsrechtlich in Höhe von 
88.000,00 € ab 2025 zur Verfügung. 
 
Beratung: 
 
Frau Rautenberg erläutert die Beschlussvorlage gemäß Beschlussvorschlag und Sachdarstel-
lung der Verwaltung. Nach kurzer Beratung kommt es zur Abstimmung. 
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag. 
 
Abstimmungsergebnis: 11 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen, 0 Enthaltungen 
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9. Kelleranlage Mainzer Straße 
  

 
Beratung: 
 
Im Zuge der Sanierung der Mainzer Straße müssen mehrere Keller gesichert werden. Die 
Vorsitzende verweist hierzu auf die Stellungnahme von Dr. Thomä, DMT, zu den Kellern im 
1. BA, die den Ausschussmitgliedern zugesandt wurden. Dort ist für jeden Keller ein Vorschlag 
zur Sicherung empfohlen. Die Vorsitzende bringt die Handlungsempfehlung von DMT zur 
Abstimmung. Es kommt zur Abstimmung wie im Papier von DMT vorgeschlagen. 
 
Beschluss: 
 
Abstimmungsergebnis: 10 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen, 1 Enthaltung 
 
 
 
 
10. Mitteilungen 

  
 
Kita Herrnweiher: Die Betriebserlaubnis für das Haus 2 wird auf 24 Hortkinder reduziert, alle 
noch offenen sanitären Maßnahmen sind beauftragt und werden in Kürze fertig gestellt. 
 
Förderprogramm „Städtebauliche Erneuerung“: Der Förderbescheid für 2024 ist eingegangen. 
Die Förderhöchstsumme bis zum Jahr 2030 beträgt 1,95 Mio. Euro.  
 
Kita Gänsaugraben: Der Förderantrag für Küche, Sozialraum und Schlafraum wurde in Höhe 
von 476.000€ bewilligt. Der Förderbescheid für die Kita Herrnweiher liegt noch nicht vor. 
 
Trauerhalle: Den Zuschlag für die Infrarotheizung hat die Firma Schenk erhalten, Kosten: 
21.000 Euro. Darin enthalten sind weitere Elektroarbeiten. Die Arbeiten sollen im März ausge-
führt werden. 
 
 
 
 
11. Anfragen 

  
 
Keine Anfragen. 
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Nach dem nichtöffentlichen Teil der Sitzung 
 
  

Bekanntgabe der Beschlüsse aus dem nichtöffentlichen Teil der Sitzung 
  

 
Keine Beschlüsse aus dem nichtöffentlichen Teil der Sitzung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Vorsitzende Schriftführung 
  
  
Silke Rautenberg Sandra Betz 
Stadtbürgermeisterin  
 
 
 


